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Resilienz des Bundesverfassungsgerichts stärken und damit auch 
Frauen- und Minderheitenrechte wirksam schützen! 
Der Deutsche Juristinnenbund e.V. (djb) fordert die Union auf, an den Verhandlungstisch zu-
rückzukehren und an der Umsetzung der Vorschläge der Bund-Länder-Arbeitsgruppe – darun-
ter maßgeblich Unionspolitiker – zum wehrhaften Rechtsstaat mitzuwirken. Mit den vorge-
schlagenen Änderungen des Grundgesetzes sollte das Bundesverfassungsgericht auch in Zu-
kunft besser vor Verfassungsfeinden geschützt werden. 

„Uns allen sollte klar sein, dass unser Rechtsstaat gefährdet ist. Die Unabhängigkeit eines Ver-
fassungsgerichts zu stärken, bedeutet auch, insbesondere Frauen- und Minderheitenrechte 
wirksam zu schützen“, betont Ursula Matthiessen-Kreuder, Präsidentin des djb.  

Der djb hat sich bereits mit einer Pressemitteilung für das Vorhaben zur institutionellen Stär-
kung des Bundesverfassungsgerichts ausgesprochen. Die Justizministerkonferenz hatte am 1. 
Februar 2024 Inhalte und einen Fahrplan für eine Änderung des Grundgesetzes und des Ge-
setzes über das Bundesverfassungsgericht vorgestellt. Im Kern geht es darum, bereits beste-
hende Regelungen – etwa zur Wahl und Amtszeit der Richter*innen des Bundesverfassungs-
gerichts – im Grundgesetz zu verankern. Auch die Bindungswirkung von Entscheidungen des 
Bundesverfassungsgerichts sollte in der Verfassung festgeschrieben werden. Regelungen im 
Grundgesetz können nur mit Zustimmung von zwei Dritteln der Mitglieder des Bundestages 
und zwei Dritteln der Stimmen des Bundesrates geändert werden (Art. 79 Abs. 2 GG). Demge-
genüber genügt für die Änderung von einfachen Gesetzen die Stimmenmehrheit. Die Grund-
gesetzänderung würde demnach zu einer auch aus Sicht des djb überzeugenden und notwen-
digen Stärkung des Bundesverfassungsgerichts vor Verfassungsfeinden führen. 

„Wir hoffen, dass die Union die Gespräche zeitnah wieder aufnimmt! Angesichts der drohen-
den Gefahren für unseren Rechtsstaat sollten parteipolitisches Kalkül hintangestellt werden“, 
so Dr. Stefanie Killinger, Vorsitzende der Kommission Verfassungsrecht, Öffentliches Recht 
und Gleichstellung. 
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